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Bonn, den 15. Dezember 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Nachträgliche Zustimmung zur Eingliederung der Ver 
einigte Flußspatgruben GmbH, Stulln (Oberpfalz) (VFG) 
in die Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG (Viag) 

Bezug; § 47 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 der Reichshaushaltsordnung 
(RHO) 


Die dem Bund gehörende VFG (500 000 DM Stammkapital) 
betreibt Flußspatbergbau und Flußspatchemie. In den Jahren 
1958 bis 1961 hatte sich die Bundesregierung vergeblidi be- 
müht, das Unternehmen zu veräußern. Die Interessenten wa- 
ren nidit bereit, den von der Bundesregierung gemäß § 47 
Abs. 1 RHO für erforderlich gehaltenen Preis von 12 Mio DM 
zu bezahlen. 

Wegen der Entwicklung auf dem Flußspatmarkt erschien es 
nicht länger vertretbar, die VFG als selbständiges, auf sich 
allein gestelltes Unternehmen weiterzuführen. Zur Sicherung 
der VFG und ihrer Weiterentwicklung war es vielmehr ge- 
boten, sie einem wirtschaftlidi starken Unternehmen anzu- 
schließen. Dafür boten sich die Vereinigten Aluminiumwerke 
(VAW), eine Tochtergesellschaft (99,96 der bundeseigenen 
Viag, an. VFG und VAW ergänzen sich gut, weil letztere 
einen Flußspat-(Fluß3äure-)bedarf (zur Aluminium-Erzeugung) 
in Höhe von etwa der Hälfte der VFG-Produktion hat. 

Viag und VAW waren an der VFG interessiert und erkann- 
ten der VFG auch einen Wert von 12 Mio DM zu. Ihr hoher 
Investitionsbedarf gestattete es jedoch nicht, für den Erwerb 
der VFG 12 Mio DM abzuziehen. 

Die wirtschaftliche Lage der VFG und die Verhältnisse auf 
dem Flußspatmarkt machten eine schnelle Entscheidung er- 
forderlich. Der BMSchatz hat die VFG deshalb mit meiner 
Zustimmung jetzt der VAW übereignet. Die Kaufpreisforde- 
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rung gegen die VAW von 12 Mio DM soll zu gegebener 
Zeit bei der Viag als Sacheinlage eingebracht werden. Dazu 
ist bei der Viag eine Kapitalerhöhung um nominal 4 Mio DM 
bei einem Agio von 200 vorgesehen. Der vorgesehene No- 
minalbetrag der jungen Viag-Aktien trägt der Rendite der 
VFG für den Bund einerseits und der Rendite der Viag-Ak- 
tien andererseits Rechnung. Eine Aussage über den Markt- 
wert der Viag-Aktien ist darin nicht zu sehen und in diesem 
Zusammenhang auch nicht erforderlich, da nur unmittelbares 
in mittelbares Bundesvermögen umgewandelt wird. 

Unter Bezugnahme auf § 47 Abs. 3 RHO bitte icl:i um nach- 
trägliche zustimmende Kenntnisnahme des Deutschen Bundes- 
tages. Aus zwingenden wirtschaftlichen, oben bereits genann- 
ten Gründen war es nicht möglich, für die Übereignung der 
VFG die vorherige Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften einzuholen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

Puhan 



